Erklärung des Stadtverbands Gera der Partei DIE LINKE. vom 24. September 2011 
Mit der anstehenden Neuwahl des Oberbürgermeisters im nächsten Jahr wird eine Entscheidung über die weitere Entwicklung unserer Stadt getroffen. 
DIE LINKE steht für das Ziel, Gera zu einer wirtschaftlich starken, sozial gerechten und solidarischen Bürgerkommune, als Stadt der BürgerInnen, zu entwickeln. Die kommunalpolitischen Grundsätze „Arbeits- und Lebensort Gera“ enthalten die politischen Grundpositionen zur Tätigkeit der Fraktion im Stadtrat und letztlich auch zur Wahl des Oberbürgermeisters 2012.

In den vergangenen Jahren konnten dafür in der Zusammenarbeit mit dem Oberbürgermeister Dr. Norbert Vornehm, der SPD und Bündnis 90 / Die Grünen Impulse gesetzt werden. Dies betrifft z.B. eine deutliche Positionierung des Oberbürgermeisters in der Auseinandersetzung mit rechtsextremistischem Gedankengut und Aktivitäten von Neonazis in Gera, die Nachnutzung des BUGA-Geländes als eintrittsfreien Volkspark und der Beginn des Prozesses einer Bürgerbeteiligung in Haushaltsfragen. 
Das Schulbau- und Schulsanierungsprogramm mit der Zielstellung, für alle Schülerinnen und Schüler schnellstmöglich gute Lernbedingungen zu schaffen, war eine richtige Entscheidung. Allerdings konnte es aufgrund der Haushaltsnotlage nicht planmäßig umgesetzt werden.  
Die Stadt Gera steht weiterhin vor riesigen Herausforderungen. Dies betrifft nicht nur die Folgen des demografischen Wandels und der noch immer zu verzeichnenden Abwanderung junger Menschen, sondern insbesondere auch eine zunehmende Brisanz der sozialen Probleme unserer Einwohnerschaft, die unmittelbar mit strukturellen Defiziten in der Wirtschaftsentwicklung und der Finanzlage der Stadt verbunden sind.
Wir wollen durch eine politische Zusammenarbeit auf gleicher Augenhöhe mit dem OB, der SPD und Bündnis 90 / Die Grünen das vorhandene Potenzial unserer Stadt für die Lösung anstehender Zukunftsfragen entwickeln. 
Trotz mancher Probleme und Defizite in der Zusammenarbeit sieht DIE LINKE die Chance, eine verlässliche gemeinsame Arbeit zur positiven Entwicklung unserer Stadt zu leisten. Dies schließt eine neue Qualität der Verbindlichkeit bei der Umsetzung getroffener Absprachen ein. Nur so kann künftig die Zusammenarbeit mit Dr. Norbert Vornehm über die 6-jährige Wahlperiode erfolgreich gestaltet werden.

Nachstehende Eckpunkte sind unsere Erwartungen für die nächste Wahlperiode des Oberbürgermeisters der Stadt Gera: 

1. Die Bürger unserer Stadt, ihre Erfahrung und Gedanken, sind aktiver als bisher in die Entscheidung über kommunale Anliegen einzubeziehen. Wir erwarten, dass der Oberbürgermeister die Bürgerinteressen, insbesondere bei Entscheidungen über kommunales Eigentum und der Struktur der sozialen Einrichtungen sowie der jährlichen Haushaltsplanung, zum Ausgangspunkt und Kriterium für Entscheidungen zur Entwicklung der Stadt Gera macht. Die Kommunikation mit den Bürgerinnen und Bürgern ist durch den Oberbürgermeister zu verbessern und so zu gestalten, dass es den Bürgern möglich ist, Ziele und Entscheidungen vor ihrer Beschlussfassung nachzuvollziehen. Gleichzeitig sind nicht realisierbare Aufgaben und Ziele mit den jeweiligen Ursachen aufzuzeigen. Dazu sind verstärkt alle Kommunikationsmittel zu nutzen.
2. Hohe Arbeitslosigkeit, anhaltender Bevölkerungsrückgang, von der Bundes- und Landesregierung betriebener Sozialabbau sowie die völlig unzureichende kommunale Finanzausstattung gefährden nachhaltig die Lebensqualität vieler Menschen in unserer Stadt. Wir erwarten, dass sich der Oberbürgermeister aktiv für Maßnahmen einsetzt, die die Voraussetzungen für Investitionen verbessern, mehr gewerbliche Ansiedlungen ermöglichen und damit die Schaffung und die Erhaltung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen befördern. Wir treten für die Festigung und Weiterentwicklung von öffentlich geförderter Beschäftigung ein. Dafür erwarten wir vom Oberbürgermeister wirksame Initiativen, die die Handlungsspielräume der aktuellen gesetzlichen Rahmensetzung in diesem Bereich umfänglich ausschöpfen.
3. Junge Menschen, junge Familien müssen in Gera wieder eine Perspektive bekommen, damit dem Trend der Abwanderung entgegen getreten wird und unsere Stadt interessant für Zuzüge wird. Bildung und Ausbildung junger Menschen ist dabei eine der wichtigsten existenzsichernden Voraussetzungen für die Zukunft unserer Stadt in einem sich verschärfenden Standortwettbewerb um Fachkräfte. Deshalb erwarten wir vom Oberbürgermeister, dass neben der Umsetzung der Maßnahmen des Schulbau- und Schulsanierungsprogramms die Sicherung der Kinder- und Familienfreundlichkeit unserer Stadt hohe Priorität hat. Die Inanspruchnahme von städtischen Bildungsangeboten darf nicht an einer finanziellen Zugangshürde scheitern. Nicht nur deshalb ist die zeitnahe Testphase zur Einführung eines Sozialtickets für den öffentlichen Personennahverkehr in Gera notwendig.
4. Für eine nachhaltige Entwicklung unserer Stadt erwarten wir vom OB, dass alle Strukturentscheidungen durch die Erarbeitung einer Integrierten Stadtentwicklungskonzeption sowie einer Integrierten Sozialplanung vorbereitete und begründet werden. Dabei ist eine bedarfsgerechte finanzielle Ausstattung des Jugendhilfeetats  sowie der Bildungs- und Kultureinrichtungen Bedingung für eine echte Chancengleichheit. Die in der Otto-Dix-Stadt Gera vorhandenen umfangreichen Potentiale in Kunst und Kultur sind zu erhalten und es sind Möglichkeiten ihrer weiteren Entfaltung zu erschließen. Die in Gera vorhandenen Einrichtungen im kulturellen Bereich sind bis 2020 zukunftsfähig zu gestalten.
5. Bei allen finanziellen Problemen ist die Privatisierung oder Teilprivatisierung von Einrichtungen der kommunalen Daseinsvorsorge keine Option für eine nachhaltige Stadtentwicklung und das Stopfen von Haushaltslöchern. Auch zukünftigen Generationen muss der mit kommunalem Eigentum verbundene Handlungsspielraum erhalten bleiben. Die Stabilisierung der Entwicklung dieser Einrichtungen mit dem Ziel stabiler Tarife und Beiträge sowie wachsender wirtschaftlicher Leistungskraft ist Ziel eines Prozesses, den der Oberbürgermeister im engen Zusammenwirken mit den Beschäftigten und dem Stadtrat voranbringt.
6. Vom Oberbürgermeister wird erwartet, dass er sich auch weiterhin an die Spitze aller demokratischen Kräfte setzt, wenn es darum geht, rechtsextremistischen Kräften in unserer Stadt keine Chance der öffentlichen Verbreitung ihres Gedankengutes und der Entwicklung ihrer Strukturen zu geben.  

Von Seiten des Stadtvorstandes und der Stadtratsfraktion ist ein gemeinsames Gremium zu bilden, welches mindestens dreimal im Jahr den Stand der Realisierung dieses Beschlusses bewertet und Vorschläge zur weiteren Zusammenarbeit mit dem Oberbürgermeister und den ihn tragenden Parteien erarbeitet. Diese Ergebnisse sind der Basis des Stadtverbandes bekannt zu machen und gleichzeitig die gemeinsame Beratung mit dem Oberbürgermeister vorzubereiten.

Von der Stadtratsfraktion und dem Stadtvorstand wird gegenüber der Arbeit des Oberbürgermeisters und damit der Verwaltung ein kritischeres und initiativreicheres Herangehen erwartet, welches die politischen Zielstellungen der Partei bei Beachtung der realen Möglichkeiten mehr herausarbeitet. 

Die Realisierung dieser Punkte wird DIE LINKE jährlich in einer Diskussion mit dem Oberbürgermeister analysieren, wobei in der ersten Veranstaltung im kommenden Jahr auch die Abarbeitung des Haushaltsbegleitbeschlusses vom 06. Mai 2011 bewertet wird.
Auf dieser Grundlage und für diese politischen Inhalte unterstützen die Mitglieder des Stadtverbandes Gera der Partei DIE LINKE. den Oberbürgermeisterkandidaten Dr. Norbert Vornehm und werden sich für einen erfolgreichen Wahlkampf engagieren.
